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zwar >wie< ein Pflichtverteidiger Gebühren geltend machen
kann, Gerold-Schmidtl Madert gI72 Rdnr. 10, der aber eben
nicht Pfichtverteidiger ist). Beiordnungen nach $ 112 Abs. 4
BRAGO kommen nach Landesrecht in Betracht (Hartmann
$ 112 BRAGO Rdnr.1.6): darum geht es hier nicht. Somit
bestimmt sich die Pflichtverteidigewergütung des nach g 41
Abs. 2 SIPO bestellten Bf . unmittelbar nach g 97Abs. 1 BRA-
GO und daher nach dem in dieserVorschrift in Bezug genom-
menen $ 9l BRAGO.
3. Infolge der Anwendbarkeit des $ 91 BRAGO (und nicht
des $ 112 BRAGO mit der dortigen Differenzierung inAbs.2
Nr. 1 und Nr.2) erhält der Bf. die Gebühr des g 91Nr.2 BRA-
GO i. V. m. $ 97Abs. 1 BRAGO nur einmal. Zu dem Verfah-
ren aufÜberprüfung der Fortdauer der Unterbringung (eben-
so wie zu einemVerfahren über eine bedingte Strafaussetzung
zur Bewährung) gehört wegen der in g 454 Abs. 1 S.3 SIPO
(i. V. m. $ 463 Abs.3 S. 1 SIPO) getroffenen Regelung auch
die mündliche Anhörung des Verurteilten und für den Pflicht-
verteidiger die Teilnahme an dem Anhörungstermin. Weil die

Gebühren des 991 BRAGO Pauschgebühren i.S.d. $t:
Abs. 1BR{GO sind, decken sie die gesamteTärigkeit des RA
vom Anfang bis zur Eriedigung der Angelegenheit ab. Die
Tätigkeit des Bf. im Verfahren vor der SIVK stellte deshalb
eine Einheit dar und wird durch eine Gebühr abgegolten.
Diese ist zutreffend mit 200 DM festgesetzt worden.
Auch eine besondere Gebühr für das Beschwerdeverfahren
ist nicht angefallen. Die Tätigkeit des Verteidigers im
Beschwerdeverfahren wird durch die Gebühr der Instanz,
gegen deren Entscheidung sich die Beschwerde richtet, abge-
golten; insoweit verweist der Senat auf die Ausführungen zu
Ztff . 2 des angefochtenen Beschl. v. 14. 6. 1996 und die dorti-
gen Nachweise. Hat der RA Anspruch auf eine Gebühr nach
$ 91 Nr.2 BRAGO, so wird dadurch auch die Einlegung des
(die nur dann nach $ 91Nr. 1 BRAGO anfällt, wenn dem RA
nicht >sonst die Verteidigung übertragen ist<) mit um_faßt
(vgl. Gerold-Schmidtl Maderr g 91 Rdnr. 6) .

IVlitgeteilt von RitG Rainer Siegerr, Meckenheim.

Aufsätie

NuremberE revisited
- Das BundesverfassungsEericht, das Völkerstrafrec!'rt und das Rückwirkungsverbot -1

vonwiss. Referent Dr. KaiAmbos, FreiburglBr.

ll'ie nicht anders zu erwarren, hat sich das BVerfG dem BGH angeschlossen und S 27 DDR-Grenzgesetz gegenüber d.en )völker-
rechtlich anerkannten Menschenrechten< zurücktreten lassen, um so die Bahn für eine Verurteilung vän-Mauerschützen und.
ihrer Hintermcinner frei zu machen.' Ob diese Entscheidung gegen das innerstaatliche Rückwirkungsverbot des Art. 103 II GG
verstöljf oder der von dieser Vorschrift gewrihrte Vertrauensschutzbei menschenrechßwidrigen Rechtfertigungsgründen entfcillt,o
soll hier nur am Rande diskutiert werden (III.). In erster Linie geht es um die Begründung der These, dal3 diisir Beschlul3 - hin-
sichtlich seiner Ausführungen zum Rückwirkungsverbot (1., il.) und anderer völkerstrafrechtlicher Fragen (IU) - eine Besteiti-
gung der Nürnberger Urteilc darstellt und dem gegenwörtigen Stand des Völkerstrafrechts6 entspricht. Damit wurde dem Völker-
strafrecht als solchem und seiner Bedeutung im innerstaatlichen Recht ein grol3er Dienst erwiesen - freilich ohne tlalS dies vom
BVerfG beabsichtigt gewesen zu sein scheint.

1 Zugleich Anm. zum BVerfG-Beschlt:,ß vom26.10. 1996 (AZ.: 2 BvR
i85 1i94, 1853 I 9 4, 187 5 I 9 4, 78521 9 4 : StV 1992 14) .

2 Die (dunne) Begründung findet sich auf S. 50-52 des Beschlusses.
3 So vor al\em DanneckerlStoffers, Rechtsstaatliche Grenzen für die

strafrechtLiche Aularbeitung der Todesschüsse an der innerdeutschen
Grenze, JZ 1996,490 (deshalb eine Anderung desArt.103 II GG for-
detnd); Arnold, Die >Bewältigung< der DDR-Vergangenheit vor den
Schranken des rechtsstaatlichen Strafrechts, in: Institut fur Kriminal-
wissenschaften Frankfurt/lvl. (llrsg.) Vom unmöglichen Zustand des
Strafrechts, Frankfurt/M. 1995, S.283, 306ff. (eine Mißachtung des
Rechtsverständnisses der DDR kritisierend); Jakobs, Untaten des
Staates - Unrecht im Staat - Strafe für die Tötungen an der Grenze der
ehemaligen DDR?, GA 1994, 1 (auf die >>normative Lebenswelt<< der
DDR abstellend); differenzierend Lüderssen, Der Staat geht unter -
das Unrecht bleibt?, FrankfuttlNl.. 1992 (auch ZSIW 104, 1992,'735),
der zwar das Grenzgesetz, nicht aber informelle, politische Vorgaben
für beachtlich hält und im übrigen Exzeßtaten auCh durch das Grenz-
gesetz nicht für gerechtfertigt hält (insbes" S.32, 34, 52); unklar
Peschel-Gutzeitl J enckel, Aktuelle Bezüge des Nürnberger Juristenur-
teils: Auf welchen Grundlagen kann die deutsche Justiz das Systemun-
recht der DDR aufarbeiten?, in: Peschel-Gutzeit (Hrrg.), Das Nürn-
berger Juristen-Urteil von 1941 Baden-Baden 1996, 5.277,295ft., die
zwat das Rückwirkungsverbot mit überpositivem Recht für unverein-
bar halten, aber gleichzeitig die BGIf-Rspr. begrüßen und sogar mehr
Verurteilungen wegen Rechtsbeugung verlangen. Zum Nleinungsstand
instruktiv Zimmermann (Die strafrechtliche "Bewältigung< der deut-
schen Diktaturen, JuS 1996, S.865, 868f.) zwischen extensivem (etwa
Jakobs, a.a.O.) und restriktivem Positivismus (etwa Lüderssen,
a"a.O.) sowie systerrrimrnanenter Auslegung (etwa Arnold, a.a.O.)

unterscheidend; vgl. auch Buchner, Die Rechtswidrigkeit von Taten
von >Mauerschützen< im Lichte von Art. 103 II GG-unter besonde-
rer Berücksichtigung des Vöikerrechts, Frankfurt/lVl. 1996, S. 83ff.
Zusam:nenf._ zur ,Rspr. Amelung, Die strafrechtliche Bewältigung des
DDR-Unrechts durch die deutsche Justiz - Ein Zwischenbericht, GA
1996, 51.

4 So insbesondere die Rechtsprechung des BGI1 (von BGHST 39/1 bis
BGHST 47/107, dazu DanneckerlStoffers, Anm.3) und nun auch das
BVerfG. Auf die faktische Nichtberücksichtigung des Rückwirkungsver-
bots stellt N auc ke (Die strefj unstische Privile giErune staatsverstäikter
Kriminalität, 1996,' S" 47 ff..y' ab. Weitere Nacfiweise"bei Zimmermann
Anm. 3 S. 869 ff.

5 Zu den >rNürnberger Verfahren< zählen das Verfahren gegen Göring
y, a. (Internatio,naler Milittir gerichts hof- I M G, Der Proziß- gegeo diö
4auptkrie-gsverbre-cher vor dem .iMG, Nürnberg 1947, 42 naE.) und
die Nachfolgeverfahren vor US-Militärgerichtän (US-Goveniment
lrinting Office_, füals of War Criminals before the Nuernberg Nlilitary
Tlibunals, Washingtoo D.C. 1950-53, 15 Bde. - zit. als TWC unä
Band).

6 Unter Völkerstrafrecht ist die Gesamtheit aller völkerrechtlichenNot-
men zu verstehen, die stra{rechtliche Zurechnungsregeln und Rechtsfol-
gen enthalten (vgi. etwa Triffterer, Dogmatische Untersuchungen zur
Entwicklungdes materiellen Völkerstrafrechts seit Nürnberg, Freiburg/
Br. 1966, S.34 sowie JeschecklWeigend, Lb Strafrecht 5. Äufl. Berlin
1996, S.118ff., gegen den Begriff Oehler, Internationales Strafiecht,
2. Aufl- Kö1n 1983, S. 606). ZurAbgrenzung zum Begriff des >>Internari-
onalen Strafrechts< auch Ambos, Straflosigkeit (impunity) von schwe-
ren Menschenrechtsverletzungen und die Rolle dea Völkerstrafrechts,
in: Eser-Festgabe, Freiburg,tsr. 1995, S.250.
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I. l{ürnberg und das Rückwirkungsver}rot,

Im Hauptkriegsverbrecherprozeß hatte die Verteidigung vor_gebracht, daß es hinsichtlich 0., iirutturi..i, a., Aagriffs-kri e ges' an einer R":hr:qrun Jla-s" ;; -i;;r"itpunkt 
fehleund deshatb eine nachtra-gi.h" V"r;;;;jrung 

"t"" >ex postrecro B.estrafu ngo unrer vreit.,ruogä", ä'iiliirrrkun grverb orsdarstelle.' Der Gerichtshot^versJctr;;. ä;;, Ar_sumenr inzweifacher Weise zu entkräften. Z";d;ä n"rt, 
"r-iiü'_mein zum nullum crimen Satz, daß J;"r", t"i"" Beschrän_kung der Souveränität, sondern 

"i""" Ciäiratz der Gerech-tiskeit darsteUe und führre dann i;;i;r;;;;s; >Zu behaup_ten, daß es ungerecht sei, jene zu strut"n, äi. *t.rverletzunglon verträgen und veriicherung"" xu.r.üurrtaaten ohneWarnung angegriffen haben, d%i;.;;;;"unrichrig, dennunter solchen Umständen mulJ der Angrrif", ,rirrrn, daß erunrecht hat, und weit entferniauuorr, ä?n äJ ni.rr, ungerechtwäre,ihn zu stlafen, wäre es vielmetrl ung.r""frr, wenn manseine Freveltat straffrei lie13.."'. D.*rru.i"f;Ä e der IMG d,asRückwirkungsverbot in erster ri"* ä1,lrlätlr tiven Vertrau-enstatbestand für solche Täter auf, a""." päritive Kenntnisyon der Strafbarkeit der in_Frage ,i.fr.rä.', ffandlung nichtnach gewiesen oder eine- Kennän-ü;;;;;;; vorgeworfen
:::1. " j:^1": 

": _r: ? 
b l, (,r,,, Hinsilni ü;;ä. es ie digtichelnes 

^- 
auch ungeschriebenen _ Rechtsgrundsatzes, dei das

b e treffen de Verhalte n unter Strafe steilä.öieser erweitertegewohnheits- oder naturrechtlich" B;g;;;kr des Rück-wirkungsverbots folste zunächst uu, ,.in?.'Äsicht, daß essich um einen Grunäsarz der c"r..rrtigi;ii_ii"rr, etwa desgeschriebenen Rechts _ handele, ,il-;;;;;"; ergibt er sichaus seinem Versundnis des Vötkerre"t;; ;, ;i;;;;"ht;;ri_tiv rechtlich festgelesten und statisch";,;;;"* dynami-schen Rechrsorariuns. ote sicl "aui;! üilöAngteichung
1e;1}:l*.rdigkeiten' 

einer sich wandetoa.o il.tt.. unpassen

Dem wurde in den Nachfolgeverfahrennichts wesentlich neu_es hinzugefügt." Ein nur förmaier Urt.ir.fri"a bestand dar-in, daß Angriffsobj ekt_d er Verteiadu g-"l.it das L&1G_S ta-tut, sondern nur das Kontrollratsg"er.i, Xr" 10 (KRG i01sein konnte. Als nach Tätbegehunf ;;1";r;";, Geserz gerietes mit dem Rückwirku-ngsvärbot il X"rnitt. Diesem Ein-wand wurde von den, Militargerichten iÄer wieder _ in
le diglich stilistischer Abwelcirräg vom i Uä _ 

"n e"gengehal-ten, daß das Völkerrecht eben käine statiscir" oA""r"g.r:.hr[_
bene, sondern eine dynamische oA i* *frentlichen aufungeschriebenen Grundsätzen beruhenäe Rechts"ra"".g
sei,'o so daß es altein.darauf ;rk"-;;;;;; sich arzs diesentLngeschriebenen Rechtsgrundsdtzen ctie- itafbarkeit zumZeitpunkt der Thtbegehrirg ,rg"i". Oi", ,*rO. nicht nurbezü-elich der verbröh." ;.;;;-;"; F;ä;, sondern auchbezüglich. Kriegsverbrecnän: ,rd G;;;;en gegen dieMenschlichkeit bejaht.u Andererseits ruiJ"^uU., auch deut_lich gemacht, daß nicht Ol.aoert"onung?* nu.mirkungs-
verbots als solches, sondern nur sein kükr;;, Bedeutungs-inhalt in Frage stehe.lu Trotzdem ;;;-; Nachkriegs_
deutschland im Vorwurf des Angriffskrieges üierwiegend einVerstoß gegen das Rückwirkunö;;;;;;"-r.h"" "
fI. D as Rückwirkun gsverbot irn heutigen !ölkerstrafrecht
Das geltende Völkerstrafrecht beruht auf der Nürnberger
Rechtsprechung. " Art. 15 I Internationui..pult über bürger-liche und politische Rechte (IpbpR.),; irt. ii Europ:ilr"t 

"(EVIR{)'. und Art. q emer;kanir"iÄ Vf"rr.lrenrechtskon_
vention" sowie Art.11 II Aiigen:.tr. E;äng der Men_
schenrechte2? lassen denn uu.likein"a Zw.ä durun, daß essich beim Rückwirkungsverbot _ j..j;;;ill"nsichtlich dermateriellen Strafbarkeitsgundlagen" _ u* .in.n internatio_nal anerkannten GrundJatz häde1t."-ä;;,.1uu;h :;_*
konkreten Regelungsinhalts wird es t eificft^angesichts.des _

im Blick auf Nürnberg _ völkervertraglich festgeiegtenBestrafungsvorbehalts aärarr rs ii Iü;üä 7II EMRK,'kaum vertretbar sein, t E*ir;;;; 
"Ji".i''gr".a 

riebenenNgr.* ,y* Zeitpunkt der Tatbegeh""* 
^'t".O.rn; vielmehrwird dem vötkersrrafre.h,tri;h;;----Äl.i,irtuogru.ruot

durch die Existenz ieelicher Xo.* I oü f.äri.Uener oderungeschrieben., Ät- _. zum futr"lipiott Genüge ge-

7 Völkerstraftechtliche Al1ätze in^ dies em Zusammenhang finden sich':'i f ;T.^;:: :;;, i# f; r m a n n. A'"n' 3, s. sää i. i 7,t a,,isen, arm. j .

S.52tr. -.1/,Anm.3, 5.277f., ZsSt.: UiL,ii)",,ffiä.;:
8 Planung, Vorbereiruns."5#':?,{ittrffi 

ääi?i,13_#f ,i,0,"ä*"ü:?Hiiäli:ä",i*"Ff:.

I ilif.ntffiöi;,t 

"i1 

T;Prizu 
auclr rav Io r, DieNürnberger prozesse,

l0 ItuIG,Anm. S. S. Z-+S.
IL Ebda.,S.247. Die elsentliche Srrqfho-r,-;. :^- r"ätt-::ll$.,#Hi.iil,,t$":l':t"J-.?t'"::f-T"T:yi€t'.1äHi;

fgli:g:r}:äi*'#ffi :il'#-T":."üö,"ö.'ir?i,i:'1i'SA;f "i:?
:::*:,r*r,ix:ilTli#ft ,r"#:1,*,:;gsl*:r,n"_*gi

12 Dort hatte allerdinss auch rlcr Rp"+i--.r^:__"#tfr:,1u,,"";:;'",T,n,#Lff 
ii5111?:'ä:TTT,#i,::::l:

". f,;:';f:^i: ;'r;,fül'ffi)l,l i ll; 
I rs 4 6, S 22 ff ( vi e rs p ra chi g) ;

14 Vgl. etwa u. s. v. tvtitän.twil:j.idi"" S. v. Altstoener erat.,TWCrrr, S. e66ff.; u. s. v. Li.tt el lrrr\Cx1,il.Init',i tzt8ff.; U. S. u.p-llgn_dorf et at . TwC &,s. +s6, u.i.',|rh'rnlrIit,
. _ Iry s. : iz i. : ü -s. 

r."r;; Leeb et at. . TW c x,,i- j;., {.r, 
et at., TWC

"'3;i;.:*r:hrf --fi,.:-tr,liTf##ffi
(bzgl. Kriegsverbrechen
U.S. v. Flick et a!..TWC
S.1331 (beide bezüsüch l
S. 1131 (bezügtich Kiessi
S. 1239 (KRG10 ledieliih

"/ , rwc ü,s:4;i?äiii'ä"5!,Qi;:X;;:f,::f ,r#! #,;rft;!tr
fr:f:ti:irfi?'J'*'#1,, u,s,.1 iä,i w!i,iuü,, 

",a/., rwC
:"ooin,*iÄ..äTäü*:5ä.g]l.lt"üi,öilj::X*i*I!';
ken der Richrer (vgt. U. S. u. Atxroeneütä.-, niäili,s. 966: >Codifi_
:i}:ä.i"t esseatial "' in our A"ct*A';;;;#'.yr,.-.,, p1.*.

t' y.ti#* #"'Ji*t;;;;:{r':*c xr, s. 1238, wo dem Rückwükungs-';:{;:ö;;;HI#?:i:fi,Is.,.+:9.;ffi 
:l?"fl -#it*: ji,,Hl€

17 Vgl. statt vteler Jesche,

rog*u*ä*ge#*ilftmffi* 
äl;,')ä,',ijäI":#t,T"1t.' not"Ä""-i." nur den Berichr des u.v-
G"irä*i"", ä., ääLT"tntuog 

des ad-hoc Tribunals zui Ä"iänä'i.
ä:ffi ö""'bilü',lH:ii'iÄ,:BH:Sä!g8ä,?9,,1,*;i:*:U:

19 BcBl. 1973 II S. 153J.
to 

3.9ä. 
1es3 rr S. 686, e53 ; 1e68 rr S. 11.66, r720;1e8e rr S. 547 ; Lee4 rI

21 Organizaciön de Estado

^^ 
Ser.4/161sEpF), *^"iffi'fi1ä:ir;fi'" sobre tratrdos 36. oEN

zl ueneral Assembiy. Olficiat Records, jrä session, resolucions pan I,
23 Die nachtrtgliche Berründung einer gerichrlichen Zusrändigkeit, wietrfllf j'.;,3X,1""?;lj!1:iiqg.g"":';i;;il[;.'i,gosraivienund

f""nif.", 
"o' 

aä."f.riärJtg 
sern (vgl. Oerer,Knissver6rectren in JJi

rolä<iiu. o ffi ;ili;;.1 Lco.slawiens. Ein B e i ra!' zu.d; F;; s;; ä;
., H u ma n u ä re n vot" .',,.. liL'ä 

"".'Ä11 
!l: fjiTt' I ti ugn 

" *-*ü; ; ;;;
"i'*J;i'3'1,#t**g:i?rn{'.uil#ii:i::ilitt",ll'r",."

34 : >., t h e 
"p 

p Li*iL 
" 

ä iir, 
" 
äi"i;i: ;:i ff ';, :: :#:,HfoJ h {ilI::_,!1!.,h9 inre rnatio nai 

Tl! +"l ri,j"rä äöiv rrir.!' onor.rnational
l"fi::*""" taw which are beyond 

"ny.a.";uipärr of cusromary
25 An.7II E\IRK laurer: ,Durch.diesen Arrikel darf die Verurteilunsoder Bes rrafuns einer p- rson 

"i.rri 
ärr!i'*n*i"r!ä1. J".ra.n, die sicEeiner Hendlung-oder Lnrerlassurg schuldig gemacht hat. welche imZertpunl(t ihrer Beeehu

nrri,rgrund;äirrr"r"r?"iilng 
n:rch den allserneinen' on"'kon,ä

IpbpR. rr war'< (Hew d"uerf.). Ahnfich ei. iili
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tan.'u Diese Ansicht wird durch eine jün_eere Entscheidung
des EuGluIR'7 undArt. 13 Nr.2 des Eniwurfs eines internatio-
nalen Strafgesetzbuchs (1996)" bekräftigt.
Freilich bleibt trotz oder gerade wegen der erfolgten Kodifi
kationen fra_elich, welche allgemeinen Rechtsgrundsätze im
Sinne von Art. 7 II EMRK ungesetzte Normen im Sinne des
völkerstrafrechtlichen Rückwirkungsverbotes .darstellen.
Anders gewendet iautet die Frage: Welche Normen des unge-
setzten Völkerstrafrechts erfahren eine solch große Anerken-
nung der internationalen Staatengemeinschaft und können
ais so weit verbreitet gelten, daß ihre nachträgliche straf-
rechtliche Anwendung nicht gegen das Rückwirkungsverbot
verstößt, weil der Täter in jedem Fall mit einer Bestrafung
rechnen mußte?" Die Antwort ergibt sich aus der EnßtJ-
hungsgeschichte der Vorschrift und dem gegenwärtigen
Stand des Völkerstrafrechts. Als >Nürnbergkiausel< konnte
sichArt. 7 II EMRK (und ebenso 15 Ii IFbpR) nur auf die im
IMG-Statut und dem KRG 10 festgelegten Verbrechen -Ver-
brechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen, Verbrechen
gegen die Menschlichkeit - bezieheir.'o Diese Kerngruppe
internationaler Verbrechen ist einerseits beschränkt. ande-
rerseits ausgedehnt worden." Dementsprechend muß auch
der Inhalt der allgemeinen Rechtsgrundsätze im Sime von
Art. 7II EMRK angepaßt werden.

XX[. Das Bundesverfassungsgericht, das völkerstrafrechüli-
che Rückwirkungsverbot und Art" 103 IX GG

Die Entscheidung des BVerfG befindet sich mit d.emVölker-
stafrecht in Einklang. Der Heranziehung al,lgemeiner
Rechtsgrundsätze durch die Nürnberger Urteile entspricht
der Bezug auf naturrechtlichen Maßstäbe mittels der Rad-
bruchschen Formel in der bundesdeutschen höchstrichterli-
chen Rechtsprechung. Völkerstrafrecht und Radbruch lassen
sich - in diesem Punkt - auf Gerechtigkeitserwägungen
zurückführen. So argumentiert das BVerfG wte der IMG,
wenn es das Rückwirkungsverbot angesichts des Erlasses
eines menschenrechtswidrigen Rechtfertigungsgrundes
zurücknimmt und ausführt: >In dieser ganz besonderen
Situation untersagt das Gebot materieiler Gerechtigkeit, das
auch die Achtung der völkerrechtlich anerkannten Men-
schenrechte aufnimmt, dieAnwendung eines solchen Recht-
f ertigun gs grundes. (32 f er zw eit e S e n ai denkt die historische
Parallele sogar an, wenn er zustimmend die Rechtsprechung
des OGH der britischenZone und des BGH rn Sachen NS-
Unrecht zitiert, wonach es einerseits gesetziiches Unrecht
(das nicht zu befoigen sei) und andererseits ungeschriebene
fundamentale Rechtsgrundsätze gebe, von deren Beachtung
und Kenntnis auch ohne Kodifikation auszugehen sei." Die
ratio dieser und der Entscheidungen des BGH - gegen die
fundamentalen Menschenrechte verstoßende Verhaltenswei-
sen strafrechtlich sanktionieren zu können - deckt sich mit
aus den allgemeinen Rechtsgrundsätzen im Sinne vonArt. 38
i c) IGH Satzung'o begründbaren völkerrechtlichen Bestra-
fungspflichten."
Eine ganze andere Frage istjedoch, ob die vöikerstrafrecht-
liche Rechtslage die vom BVerfG ausdrücklich anerkannte
>rech_tsstaatliche und grundrechtliche Gewährleistungsfunk-
tion<'" des Art. 103 II GG beeinflussen kann. Dies ist zvver-
neinen.
Völkerrecht findet entweder - in Form von Völkervertrags-
recht (Art.38 Ia IGH Satzung) - als Bundesgesetz (Art.59
II GG) oder - in Form von Völkergewohnheitsrecht"
(Art.38 Ib IGH Satzung) - als allgemeine Regeln (kt.25
GG) in die innerstaatliche Rechtsor<1nung Eingang." Die
Bunrlesrepublik hat zwar die EMRK innerstaatlich umge-
setzt,3e doch bezüglich Art.7 II EMRK einen Vorbehält
angebracht.oo Die positivrechtliche Begründung dieses Vor-
behalts ergibt sich aus Art. 103 II GG: l)ie >strikte Formali-
sie4rngoot dieser VorschriJt eriaubt eine Einschränkung

durch ungeschriebene ailgemeine Rechtsgrundsätze, wie sie
Art.7 II EMRK vorsieht. nicht.u' Mag dieser Vorbehalt aus
formaljuristischer Sicht auch überflüssigu'und in erster Linie
politisch begründet gewesen sein (>Nürnbereklausel,.)," so
bestätigt er doch die strikte Positivität von Art. 103 II GG.-5
Das BVerfG ignoriert dies, wenn es trotzdem die >all_
gemein anerkannten Menschenrechte< nrr Nichtan-
wendung r>menschenrechtswidriger< Rechtfertigungsgründe
heranzieht. Darin liegt nicht nur eine Verletzurg uo.,

26 So schon_"Ies check, Anm.11, S. 236 ff. , der zwar zu einem grundsätzli-
chen Verbot rückwirkender Strtfbegründung gelangt, doc"h eine au.s-
nahme. wege n "zwi n-gende( r ) F rfordernisseöl der öerechti gkeir. im
Bereich schwerer Menschlichkeitsverbrechen anerkannt wiisen wi1l.
Auch für Tiffierer, Anm.6, S.123, kann die aufgrund des Rückwir_
kungsverbots erforderliche Norm >4.em gesetzte; oder ungese-ten
$echl angehören<_lbenso ders., österieichs Verpflichtuigen zui
Durchsetzung. des Völkerstrafrechts, öIZ 1996, S. 3)g; MeroÄ, Inter_
national Criminalization of InrernalAtrocities, ggAJIL (1995), S. 554,
565f.; Greenwood, International Humanitarian Law änd tir'" fuaii
case.7 EJIL (1996). S.265,28t.

27 EC-HR reporrs, seriesA. vol.335-8 and 335-C (SWvs. UK; CR vs.
UK). Die Entlgheidungen behandeiten die Frage, ob wegenVergewal_
tigung in der Ehe nach common law besrraft wlrden daif, *"rri 1736
durch.ein. englisches Gericht festgestellt worden war, daß Vergewalti-
gung in der Ehe nicht strafbar sei. Der EuGMR betonte ziar die
Schutzfunktion des Art.7 EMRK fur den Angeklagren, schränkte
jedoch ein, daß er nicht eine fortschreitende Ausiägun! des nationalen
Rechts inAnpassung an die veränderten Umstänäe ierbiete. sofern
diese mit dem Wesen des Straftatbestandes vereinbar urrd uoih.rseh-
bar sei.

28 Draft C1{e of Crimes against the Peace and Securiry of Man ki nd ( Lhl_
Doc. A/CN.4/L.532, vgl. auch: Reporr of the Internadonal Law öom_
mission-IlC on the work of its foity-eight session, 6 May - 26 July
1996, GA, official records, fifty-first dessün, supptement Nä .1,0,N5i/
10, S.9ff.). Art. 13 Nr.2 entsprichtArt. 15 il IPbpR und 7II EMRK.

29 Daß diese >Fragestellung in der Geschichte des Völkerrechts nicht
erledigt< ist hat kürzlich-erst wieqer euaritsch in Erinnerung gerufen
[in: ders. (Hrsg ), Carl Schmitt. DaJinternationalrechtlichä i/erbre-
chen des Angriffskrieges und der Grundsatz >>nullum crimen. nulla

-- poenasinelege< usw., Berlin 1994, S. 5].
30 Yfl,. Nowak, UNO Pakt über btirgerfiöhe und politische Rechte und

Fakuitativprotokoll, KehURhein ü. a. 1989, Ait. 15 Rdnr. 1,8f.; BIu-
menwit7,, Zur strafrechtlichen Verfolgung Erich Honeckers, DA1992,
s.567,575.

31 YgI. y'at.16-20 Draft Code.199!,.A!-, 28, wonach einerseits >>agressi-
on< (als_V_erbrechen gegen den Frieden) beibehalten wurde, abeände-
rerseits Völkermord und Verbrechen gegen >UN- und assoziertes per-
sonal< a1s eigenständige Tätbeständä Tormuliert sowie Verbrechen
gege,n die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen erheblich ausgedehnt
wurden (vgl..4izbos, ?um.Stand-dei Bemühungen um einen ständigen
Internltio:rale^n- Strafg_erichtshof und ein Inteäationales StrafgesEtz_
buch, ZRP 7196,5.263,268; ders., Establishine an Internation"al Cri-
minal Courr and an Inrernarionai Criminal Coaä. 7 EJiL 1996. S. 5 t9,
s34 tr.).

S-2, llgrfC Snm. 1, S.50 (Herv. d. Verf. ).
33 BV,erf^G,An1n.-!. S.-51 (unter Bezugäut OGHSI2,23Lff.; BGHS:1,,

391.t2.173;2._234:3. 110; 3.357). At dieser Rspr. erwa auch KlLrg.in:
$glr$g$ (E$r ), Becltsphiloiophie - Menschenre chte - Strafäht,
Köln 1994, S. 227, 229 tt.

34 BGBI. 1973 It S.505.
35 Nähe:Äzz^b^os, Strafl osigkeit von Menschenrechtsverletzungen, Frei-

burg,4Br. 1997, S. 163 ff.
36 BVerfG,Al,m. 1, Leitsarz 1.
37 Die allgemeinen Rechtsgrundsätze im Sinne von Art. 3g I c IGH Sar-

zung zählen nicht zu den allgemeinen Regeln i.S.v. Art.25 GG
^ ^ Q ara s s / P i er o th, G G, 3. A-ufl . Mlnche r f99 5,Art. 25 Rdnr. 2).
38 Zum_ganzen Geiger, GG und Völkerrecht, 2. Aufl. fuIüncfen 1994,

s.162tr.
39 Vgt. Anm.20.
40 B GBl. 1954 II S. 14. Danach soil die Vorschrift nur in den Grenzen von

Art. 103 II GG angewendet werden.
41 Wieder BVerfG, Anm. l, Leitzsatz L
42 YgI. JeschecklWigend, Anm. 6, S. 133, Fn.25; _Ro.vjn, Strafrecht AT,

!"au{ _lt'llchen 1994, $5 Rdnr. l7; Maurach/Zrpl, StrafrechtAII,
8" Aufl. Heidelberg 1992. $ 12 Rdnr.3.

43 Art. 60 EMRK garantiert ohnehin den Vorrang weitergehenden Lan-
desrechts, so daß Art. 103 II GG Art. 7 II EMRK vorgäen würde (so
schon v. Weber,Die strafrechtiiche Bedeutung Oer EilRf, ZSIWB5,
!913, S 33,4, 348; LR-Gollwttzer, IvIRK, Art.7, Art. 15 IpbpR
Rdnr. 4 f . ; Pes chel- G utzeit I J e nckel, Anm. 3, S. 282 f . ).

44 Dies_zfi_g-t e_twa.1ie vorbekalrlose Ratifikation des inhalttich gleichen
Art. 15 II BO-pn - unter einer andeien Bundesregierung ii einem
unterschiedlichen historischen Kontext. Im übrigen gtht auih insoweit

. _ günstig-eres innersra-atliches Recht vor (Aft. 5 IIlpbFR).
45 ZutreffendDannecker/Stoffers,Anm. 3,5.492. i
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Art. 103 II GG,'u sondern möglicherweise auch der EMRK.
Wenn nämlich Art. 7 II EMRK nach dem - bisher noch nicht
rückgängi-q gemachten - Wiilen des Bundesgesetzgebers nur
in den Grenzen von Art. 103 II GG anwendbar ist (vgl.
Anm.40), giltArt.7 I EMRK für die Bundesrepublik unein-
geschränkt. Es stellt sich also die - gleichermaßen delikate
wie interessante - Frage, ob das darin enthaltene menschen-
rechtliche Rückwirkungsverbot die Anwendung eines ais
>>menschenrechtswidrig" apostrophierten Rechtfertigungs-
grundes (Art.27 GrenzG) garantiert (und damit möglicher-
weise >Ivlenschenrechtsverletzer< schützt) oder dieser
Rechtfertigungsgrund, wie die deutsche Re'chtsprechung
argumentiert, wegen seiner >Menschenrechtswidrigkeit"
zurücktreten muß.ot
Auch völkerrechtliche Bestrafungspflichten ändern daran
grundsätzlich nichts. Sie mögen zwar im Einzelfall eine Völ-
kerrechtsverletzung wegen fehlender Strafverfolgung
begründen,* doch bieibt die innerstaatlicäe Rechtslage davon
unberührt.nn Sie würde sich nur ändern, wenn man diese
Bestrafungspflichten als allgemeine Regeln im Sinne von
Art.25 GG verstehen und sie somit zum Bestandteil des Bun-
desrechtes machen würden. Dies ist jedoch abzulehnen,
wenn man, wie hier, davon ausgeht, daß diese Bestrafungs-
pflichten auf allgemeinen Rechtsgrundsätzen beruhen,to
denn diese werden nicht zu den allgemeinen Regeln im Sinne
von Art.25 GG gezählt." Selbst wenn man in völkerrechts-
freundlicher Auslegung das Tor zum innerstaatlichen Recht
auch für solche Grundsätze öffnen will,5' können sie nicht
Art. 103 II GG aushebeln, denn sie stehen im Rang unter
dem GG."Auch eine Einbeziehung der Bestrafungspflichten
überArt. 8 DDR-Verfassung" hilft nicht weiter, denn zu den
dort genannten allgemeinen Regeln zählen nur Grundsätze
im Sinne der UN-Charta, nicht aber allgemeine Menschen-
rechte oder gar völkerrechtliche Bestrafungspflichten."
Selbst wenn man Art.8 DDR-Verfassung uminterpretieren
wol1te56 oder $$ 95,258 SIGB-DDR als Einfallstor für men-
schenrechtliche Bestrafungspflichten ansieht," führt das zu
keinem anderen Ergebnis, denn dann müßte bundesdeut-
sches Recht als lex mitior An:wendung finden (Art.315 I
EGSTGB i. V. m. $ 2 III StGB). Eine andere (zu bejahende)
Frage ist freilich, ob die Bundesrepublik ifuen vöIkerrechtli-
chen Yerpflichtungen freiwilli g nachkommen und ein verf as-
sungsänderndes Gesetz zuArt. 103 II GG erlassen sollte, daß
die heute anerkannten internationalen Verbrechen von sei-
nem Regelungsgehalt ausnimmt. 

tt

Schließlich stellt sich das Problem, ob völkerrechtiiche
Bestrafungspflichten oder die Art.7 II EMRK ausfüllenden
internationalen Verbrecher?, sich überhaupt auf die Tbdes-
schüsse an der Mauer erstrecken. Die höchstrichterliche
Rechtsprechung geht zumindest von schweren Menschen-
rechtsverletzungen aus, wenn sie das Verbot der Grenzüber-
schreitung als >offensichtlichen, unerträglichen Verstoß(es)
gegen elementare Gebote der Gerechtigkeit< bezeichnet.'n
Doch selbst wenn man das Grenzregime im allgemeinen und
die Todesschüsse im besonderen als Menschenrechtsverlet-
zungen im Sinne von Art. 6 IPbpR betrachtet,uo so folgt dar-
aus nicht ohne weiteres, daß sie internationale Verbrechen
darstelien und als solche universell strafbar sind. Das Ver-
hä1tnis zwischen Menschenrechtsverietzungen und interna-
tionalen Verbrechen ist noch nicht abschließend geklärt.u'
>Paßt< eine Menschenrechtsverietzung nicht unter die oben
genannten Verbrechensgruppen,u' wird man sie wohl nur
dann als ein internationales Verbrechen betrachten können,
wenn sie zugleich erga omnes Verpflichtungen oder interna-
tionale Re chts güter v erletzt.u'

IV. Weitere völkerstrafrechtliche Fragen

Nach der von der angelsächsischen Rspr. entwickelten >>act of
state<< Doktrin genießen hoheitliche Akte eines souveränen

Staates oder seiner Organe imAusland gerichtliche Immuni-
tät.6u Insofern setzt aus-völkerrechtlicheiSicht Immunität die
Anerkennung der >act of state< Doktrin voraus. Dies scheint
das BVerfG zu erkennen, denn es stellt einerseits zutreffend
fest, daß die >act of state< Doktrin nicht als allgemeine Regel
des Völkerrechts angesehen werden kann, da sie jedenfalls
außerhalb des angloamerikanischen Rechtskr'eises nicht
anerkannt sei; andererseits ende eine gerichtliche Immunität
mit dem Untergang des Staates.u'Dem ist lediglich hinzuzu-
fügen, daß die >act of state< Doktrin nicht nur außerhalb des
angloamerikanischen Rechtskreises, sondern auch im uni-
versell geltenden Volkerstrafrecht als Strafausschlußgrund
nicht mehr anerkannt wird. Der Anfang ihres Endes wurde
schon mit der Strafverfolgung Karls I. von England (1649),
Ludwig XVI. von Frankreich (179213) undArt. 227 f .Yersa1l-

46 Insoweit folge ich im Ergebnis den bei Anm. 3 angegebenen Autoren,
insbes. Lüderssen.

47 F,ine Entscheidung dieser Frage scheint nun möglich, nachdem der
ehem. DDR-Vlzeverteidigungsminister Streletz - gemäß Art.25 I
EMRK i.V.m. Art.43f. VerfO EuKom. - eine Beschwerde an die
Europäi1gh9 Kommission fiir Menschenrechte gerichtet hat (FAZ v.
29.11.1996).H.ält sie die Kommission furzuiässig undbegründöt, wird
sie dem Gerichtshof vorgelegt (Art. 48 I ElviRK)i Nach däm 9 . Zusatz:
protokoll v. 9. 11. 1990 (in Kraft getreten am 1.1l-. 1994 : BGB1 1994
II S.3624) haben nun auch natürliche Personen ein Vorlagerecht an
den Gerichtshof (Art. 48 Ie EMRK).

48 Und entsprechende völkerrechtliche Sanktionen nach sich ziehen
(näh.er Ambos, Anm. 35, S. 194 f .).

49 Nach den in den Rechtsfolgen insoweit angeglichenen Theorien des
(gemäßigten) Monismus und Dualismus gelten innerstaatliche Vor-
schriften jedenfalls so lange auch entgegen Völkerrecht, bis dieses in
innerstaatliches Recht umgesetzt worden ist (vg1. Verdrosslsimma,
Anm. 17, $$ 71f. sowie Geiger,Aom.38, S. 16).

50 Vgl. schon Anm.35. A.A. insbes. angloamerikanische Verf., etwa
Orentlicher, Settling accounts: the duty to prosecute human rights vio-

_ lations,of a prior regime, The Yaie Law Journal 100 (1991), S.2537 .

51 Vgl. schonAnm.37.
52 So jüngst Buchner, Anm.3, für die der Schußwaffeneinsatz an der

Grenze ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit (l) darstelit (253,
302), das überArt. 25 GG als ius cogens (!) in das innerstaatliche Recht
Eingang tindet (270ff., 303;.

53 larass/Pieroth, Anm.31, Art. 25 Rdnr. 6. A. A. Buchner, Anm. 3,
5.271ft.,302f., für die Verbrechen gegen die Menschlichkeit als >all-
gemeine Regeln< Verfassungsrang haben, so daß Art" 103 II GG im
Wege der praktischen Konkordanz eingeschränkt werde und zurücktre-
ten müsse.

54 Danach sind die allgerneinen Regeln des Völkerrechts für die Staats-
macht und jeden Bürger verbindlich.

55 S or g enicht I Weichelt / Riemann I Semler, Yerfassung der DDR, Berlin
1969, S.308.

56 So Tiffierer,Was kann das Völkerstrafrecht zur Bewältigung der Regie-
rungskriminalität in der DDR beitragen?, in: Lampe (Hrsg.), Deut.
sche Wiedervereinigung. Die Rechtseinheit. Arbeitskreis Strafrecht.
Band II. Die Verfolgung von Regierungskriminalität der DDR nach
derWiedervereinigung, Köln 1993, S. 13L, L4L; ähnltchWullweber,Die
Mauerschützen-Urteile, KJ 1993, 48, 51, aber dies ist eben wieder
>westliche< Ausle gung.

57 Ygl^. Buchnea Anm. 3, S. 98 ff.; auch Peschel-GutzeitlJenckel, Anm.3,
S.298 bzgl. der Nürnberger Grundsätze.

58 lm Ergebnis ebetso D annecker I S toffers, Anm. 3, S. 494.
59 BGH NJW1994, 2709; BGHNlW1994, 2705 und nun vom BVerfG,

Anm. 1, S.52ff. übernommen. Nur nebenbei sei gesagt, daß damir im
Ergebnis NS- und DDR-Unrecht gleichgestellt wird, was nicht nur für
NS-Opfer und ehemalige DDR-Bürger unerträglich sein dürfte. Die
Ablehnung dieser Position nimmt der BGH bloß zur Kenntnis (NJW
1995,2728,2731). Zl:^Problematik etwa L'iderssen, Anm.3, S.46 ff.

60 So Buchner, Arm.3, S.229ff . (vgl. schon Anm.52); a. A. et:vra Pola-
kiewicz, EUGRZ 1992, 177, 181.

61, YgL Roht-Arriaza, in: dies. (Hrsg.), Impunity and Human Rights in
International Law and Practice, NewYork/Oxford 1995, S. 68ff.

62 Anm.31"
63 Diese Überlegung beruht auf Art. 19 .des IlC-Entwurfs zur Staaten-

verantwortlichkeit (Yearbook ILC 1980 II, Part 2, S.30ff.), wonach
zwischen rinternational crime< und >international delict< zu unter-
scheiden ist. Während dieses die >normalen< Verletzungen des Völker-
rechts darstellt (fut. 19Abs. IVEnt$urf), werden die >crimes< alsVer-
letzulgen der Verpflichtungen erga omnes betrachtet (Art. 19 Abs. II
und III). Vg1. insbes. Hofmann, Zur Unterscheidung Verbrechen und
Delikt im Bereich der Sraatenverantwoftlichkeit, ZaöRV45 (1985)
s.195.

64 YgL VerdrosslSimma.Anm.17, $$ 1168ff., insbes. 1177f. Sie geht auf
die Grundsätze 'princeps legibus solutus.. und 'par in parem non
habet rmpenum" zurück.

65 BWrfG,Anm. 1, S.45.
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ier Friedensvertrag (1919) eingeleitet.u6 In Nürnberg war es

dem IMG und den Nachfolgegerichten angesichts der kiaren
Rechtslaseu' ein leichtes, sie folgendermaßen zu verwerfen:
>Jener Grundsatz des Völkerrechts. . . kann nicht aufTaten
Anwendung finden, die durch das Völkerrecht a1s verbreche-
risch gebrandmarkt werden. Diejenigen, die solche Hand-
lungen begangen haben, können sich nicht hinter ihrerAmts-
stellung verstecken, um in geordneten Gerichtsverfahren der
Bestrafung zu entgehen.<<u' Das gegenwärtige Völkerstraf-
recht bestätigt diese Rechtslage.un Dabei wird freilich vom
Fortbestehen des Staates ausgegangen. Der Ausschluß der
>act of state< Doktrin gilt also erst recht, wenn -wie im Falle
der DDR - der Smat untergegangen oder in einem neuen
Staat aufgegangen ist.
Auf die weiteren, vom Urteil angesprochenen völkerstraf-
rechtlichen Fragen kann aus Platzgründen nur kurz eingegan-
gen werden. Der - auch in Nürnberg geäußerte - Einwand
des Handelns atLf Befehl,'o kann nach dem gegenwärtigen
Völkerstrafrecht allenfalls zu einer Strafmilderung führen,
wenn die Tät dem Täter mangels einer >>moral choice< nicht
vorgeworfen werden kann." Unter bestimmten Vorausset-
zungen kann er sich allerdings auf Nötigungsnotstand beru-
fen." Demgegenüber besteht hinsichtlich der Zulässigkeit
eines lrrtums über das Verbotensein der.Tat" keine Einigkeit:
Entweder wird im Sinne der >ignorantia iuris nocet< Lehre
Rechtsunkenntnis überhaupt als unbeachtlich betrachtet'o
oder ein Irrtum über einen Rechtfertigungsgrund kann zu
einem Strafausschluß führen."

Fazit

Das BVerfG bewegt sich auf dem - noch unsicheren * Boden
des Völkerstrafrechts und kommt zu richtigen Ergebnissen.

Den strikten Formalismus des Art. 103 II GG erkennt es an,
ohne daraus die rechtsstaatlichen Konsequerizdn zu ziehen.
Damit haben wir -um Bärbel Bohleys übärspitzte Formulie-
rung umzukehren - Gerechtigkeit (Volkemtrafrecht) erhal-
ten und ein Stück Rechtsstaat (Verfassungsrecht) verloren.'u

66 Vgl. vor alle m NaLLcke, Atrm. 4, S. 12 ff . m. w. N.
67 Sowohl Art.7 IN4GS wie Art. II 4 a) KRC 10 schließen die amtliche
,, Stellung ais Strafaussctr.luß- oder -milderungsgrund aus.
68 ltutG-Pr9zeß, Anm. 5, S. 249. Ebenso U. {. 1,. Leeb et al. , TWC XI,

5.475; U. S. v. vonWeizsticker et aL, TWC XIy S.322.
69 Vgi. Art. 7 Draft Code,Anm. 28, und dazu die Stellunsnahme der ILC:

'ft would be paradoxical to allow the individuais who-are . . . the most
responsible for the crimes covered by the Code to invoke the sovereis_
nity of a state and to hide behind the immunity that is conferred o"n
them by-virtue of their positions... (Report 

-ot 
tne ILC, Anm.23.

!rl?) PU_"qr,q 4tt.7 Abs.2 der Satzung füLr das Jugoslawien (in: Sl
25704,3.5.1993) und Art. 6 Abs. 2 der Sätzuns für däs Ruanda\äbu-
nal (S/Res/955, 8. 11. 1994). Deshalb aus völkelrechtlicher Sicht unzu-
treffend Merkel, Politik und Krirdnalität. über einige vernachiässigte
Probleme der deutsch-d_zutscheq Vergangenheitsbiwältigung duich
Strafrecht, in: Unseld (Ilrsg ), Politik ohne proiekt? fianliturt/1,t.
1993, S.298, 302ff. VgL auchTrffierer,Anm.56,'5. 142ff.

70 BVerfG, Ann. 7,s. 32, 62f..
71, IMG, Anm.5, S.250: Nach dem Strafrecht der meisten Nationen sei

darauf abzustellen, >ob eine dem Sittengesetz entsprechende Wahl tat-
sächlic-h mögüch war<. Art.5 Draft Code 1996, Anm.28, will eiqe
Strafmilde-rung zuiassen, >>if justice so requires<<. Näher ,42äos,
Anm.35, S.294 ff.

72 Vgl. bes. U.S. v. Ohlendorf et at., TWC IV 5.471, 480,488. Das
BVerfG, Anm.1, S.32f. rekurriert auf g 35 SrGB.

73 BVerfG,Anm. 1, S.33.
74 U S. v. Flirk et al. ,TWCVI, S. 1208. Das ist ailerdings angloamerikani-

sches Strafre-cht (vgl. LaFavelScoir, Substantive Ciminä Law Bd. I,
Nlinnesota 1986, S. 575tr.).

75 U. S. v. von Lßt et al., TWC XI, 5.f296f.
76 Die Idee der Umkehrung d,es Bohleyschen Satzes verdanke ich "/örgArnold.

Hauptsaclre Haft! - Hauptverhandlungshaft
als neuer Haftgrund

vonVors. Richter am Landgericht Dr. BerndAsbrock, Bremen

Die Fraktionen der CDuICSU und FDP haben den Entwurf eines Gesetzes zur Änd.erung cler Strafprozel3ord,nung vorgelegt,
der die Einfiihrung eines vorlöufigen Festnahmerechts und eines neuen Haftgrundes zur Sicherung der Hauptverhandling im
beschleunigten Verfahren zum Gegenstand hat (BT:Drucks. 1312576 vom 10. 10. 1995). Der Vorschlag soll das'beschleunigtiVer-
fahren beschleunigen und ist nicht neu. Bereits durch das Verbrechensbekrimpfungsgesetz vom 28. 10. lgg4 (BGBl. I i.3186)
sollte die sog. Hauptverhandlungshaft eingeftihrt werden; das Vorhaben schettäite 1idöch amWiderstand. der öppositionspartei-
en und angesichts der breiten Ablehnung in Wissenschaft und Praxis. Im ernetüen Anlauf hat der Bundestag äiZ Gttrtzrtaodr-
rung trotz anhaltender Kritik am 11. 10.1996 beschlossen. Im Bundesrat ßt das HafrGesetz Anfang l,lovember wied.erum
gestoppt und an den Vermittlungsausschul3 überwiesen worden, der keine Einigung erzielen konnte. Mit einer weiteren Befas-
s-ung durch Bundestag und Bundesrat ist nicht vor Januar/Februar 1997 zu rechnen. Da es sich um ein Einspruchsgesetz hanäelt,
bedatf es letztlich nicht der Zustimmung der Länder.
Der Entwurf führt einen neuen $ 127 b SIPO ein, wonach die vortriufige Fesmahme eines auf frischer Tht Betroffenen und cler
Erlaß eines Haftbefehß möglich sein sollen, wenn >eine unverzügliche Entscheidung im beschleunigten Verfahiin wahrschein-
lich ßt und aufgnLnd bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, dal3 der Festgenommene der Haupneriand.lun"g fernbleiben wird<
(S 127 b Abs. 1 Nr. I u. 2 StPO-E). Der Erlal3 eines Haftbefehls wird zusötzlich an die Voraussetzung geknuffi, dal3 ,die Durch-
füftrung der Haupnerhandlung binnen I Woche nach der Festnahme zu erwarten ist< (g 127 b Abs. 2 SIPO-E). Zudem soll der
Haftbefehl auf höchstens I lYoche ab dem Thg der Festnahme befrßtet sein und über den Erla[3 der fiir die Durchfiihrung cles
beschleunigten Verfahrens zusttindige Richter entscheiden (g 127 b Abs. 3 SIPO-E).
Am 12" 6. 1996 hat vor derr' Rechtsar,tsschul3 des Detttschen Buntlestages eine öffentliche Anhörung von 4 Sachverständigen atts
der Justizpraxis stattgefunden" Wöhrend zwei Leitende Oberstaatsanwcilte aus Bayern und Baden-Württemberg die Häuptver-
handhLngshaft befürworteten, stiel3 der Gesetzentwurf bei clem Vertreter des Detttschen Anwaltsvereins uncl dem Wrfassir attf
Ablehnung. Der Verfasser hat seine Kritik in 9 Thesen zusammengefal3t.


